
Entscheidungen Verfahrensrecht

Tatbezogene Zufallsfunde

StPO §§ 94, 98, 102, 103, 108, 110, 304

1. Eine çber den Inhalt des Durchsuchungsbeschlusses
hinausgehende Durchsuchung, mit der gezielt nach ande-
ren als den dort genannten Gegenstånden gesucht wer-
den soll, ist unzulåssig.

2. Fçr sog. »tatbezogene Zufallsfunde« fehlt es an einer
gesetzlichen Grundlage; ihre Sicherstellung bzw. Be-
schlagnahme ist nur zulåssig, wenn ihre Beweisbedeu-
tung in Bezug auf den Ausgangstatvorwurf offensichtlich
ist. Die bloße Mæglichkeit einer Beweisbedeutung ist in-
soweit unzureichend, soll die Eingrenzungsfunktion der
richterlichen Durchsuchungsanordnung nicht unterlau-
fen werden.

LG Kiel, Beschl. v. 25.04.2016 – 7 Qs 24/16

Aus den Grçnden: Die StA Kiel ermittelt gegen den Besch. we-
gen des Verdachts des Verstoßes gegen das WaffG in Tateinheit mit
Bedrohung gem. § 241 StGB.

In der Zeit zwischen dem 24. und dem 27.09.2015 soll es [...]
aufgrund eines Streits çber vermeintliche Rechte an einer Prostitu-
ierten zu einer verbalen Auseinandersetzung zweier Gruppen, die
dem Rotlichtmilieu zuzurechnen sind, gekommen sein. Die StA
wirft dem Besch. vor, nach der Øußerung des ebenfalls an der Aus-
einandersetzung beteiligten X »Kuttentråger sind alles Schwanzlut-
scher!«, eine halbautomatische Waffe unbekannten Fabrikats gezo-
gen und diese auf den X gerichtet zu haben mit den Worten »Soll
ich zu Ende bringen, was Du angefangen hast?!«. Der X hatte in der
Vergangenheit versucht, sich durch einen Kopfschuss zu tæten, was
dem Besch. bekannt gewesen sein soll.

Die Polizei regte an, einen Durchsuchungsbeschl. zu beantragen,
der neben der Sicherstellung der Waffe auch die Sicherstellung
des von dem Besch. genutzten Mobiltelefons zum Ziel haben solle.
Es sei u.a. mæglich, dass auf dem Handy gespeicherte Kommuni-
kationsinhalte die Auseinandersetzung betreffen kænnten, da meh-
rere Personen beteiligt gewesen und der Besch. nach Angaben eines
Zeugen zeitgleich mit weiteren Personen vor Ort erschienen sei.
Festgehaltene Lokalisierungsdaten kænnten Aufschluss çber den
Aufenthaltsort des Besch. zur Tatzeit geben. Zudem kænnte auf
dem Handy Bildmaterial von der gesuchten Waffe oder dem Besch.
mit der Waffe gespeichert sein.

Die StA beantragte sodann den Erlass eines Durchsuchungsbeschl.
gegen den Besch. wegen Verstoßes gegen [...] § 52 Abs. 1 Nr. 2a)
WaffG. In dem Antrag heißt es, die Durchsuchung werde bean-
tragt, »da zu vermuten ist, dass die Durchsuchung zur Auffindung
von Beweismitteln fçhren wird, nåmlich von.«. Eine Konkretisie-
rung der gesuchten Beweismittel enthålt der Antrag nicht. In den
Grçnden heißt es, es bestehe der naheliegende Verdacht, »dass eine
Durchsuchung bei dem Besch. und der von ihm genutzten Råume
zur Auffindung der beschriebenen Waffe fçhren wird und deshalb
eine geeignete und erforderliche Strafverfolgungsmaßnahme ist«.

Am 21.01.2016 erließ das AG Kiel den Durchsuchungsbeschl. we-
gen Verdachts des Verstoßes gegen das WaffG, »da zu vermuten ist,
dass die Durchsuchung zur Auffindung von Beweismitteln fçhren
wird, nåmlich von einer halbautomatischen Kurzwaffe zum Ver-
schießen von Patronenmunition«. Die Begrçndung des Beschl. ent-
spricht der Antragsbegrçndung der StA.

Am 11.02.2016 wurde der Durchsuchungsbeschl. vollstreckt. Ein
Schreckschussrevolver und diverse Patronen wurden sichergestellt.
Nach Rçcksprache mit dem zuståndigen StA stellten die Beamten
zudem drei Handys, ein Tablet, zwei Laptops und dazugehærige
Ladegeråte zur weiteren Durchsicht gem. § 110 StPO sicher. Der

bei der Durchsuchung anwesende Verteidiger des Besch. wider-
sprach der Sicherstellung [...|.

Am gleichen Tag beantragte die StA beim AG Kiel, die Beschlag-
nahme der Beweismittel [...] zur Durchsicht gem. §§ 110 Abs. 3
S. 2, 98 Abs. 2 S. 1 StPO zu beståtigen. Es sei anzunehmen, dass
die Durchsicht der genannten Speichermedien zu Erkenntnissen
bzgl. der in der Durchsuchungsanordnung beschriebenen Tat fçhrt,
da sich ggf. Bilder des Besch. mit der Tatwaffe oder Kommunika-
tion bzgl. der Tat oder Standortdaten eines Mobiltelefons zur Tat-
zeit ermitteln lassen wçrden. Die Beschlagnahme der Ladegeråte
und Ladekabel sei ebenfalls erforderlich, damit eine Auslesung der
Speichermedien innerhalb kurzer Zeit erfolgen kænne.

Mit Beschl. v. 25.02.2016 lehnte das AG Kiel den Antrag der StA
mit der Begrçndung ab, dass die Sicherstellung dieser Gegenstånde
durch den Durchsuchungsbeschl., der allein der Auffindung einer
Schusswaffe gedient habe, nicht gedeckt sei. Fçr die Vermutung,
dass auf den Geråten Bilder des Besch. mit der Waffe oder Kom-
munikation bzgl. der Tat zu finden sei, gebe es in der Akte keine
Anhaltspunkte, weshalb der Antrag unzulåssig auf Ausforschung
gerichtet sei.

Gegen den Beschl. des AG legte die StA [...] Beschwerde ein. [...]

Die Beschwerde ist zulåssig, aber unbegrçndet.

1. Sie ist gem. § 304 StPO zulåssig erhoben. Dies gilt auch, soweit
sich die StA hier dagegen wendet, dass das AG die »Beschlagnahme«
der technischen Geråte zur weiteren Durchsicht nicht beståtigt hat.
Da die Sicherstellung der Handys, Laptops und des Tablets der
Auslesung der dort gespeicherten Daten dient, kænnen auch nur
diese Daten – und nicht die Geråte selbst – Gegenstand einer mæg-
lichen spåteren Beschlagnahme als Beweismittel sein. Die Inge-
wahrsamnahme der technischen Geråte stellte sich daher rechtlich
als vorçbergehende Sicherstellung zum Zwecke der Durchsicht
i.S.v. § 110 StPO dar. Hiervon geht auch die StA trotz des ge-
brauchten Begriffes der Beschlagnahme ersichtlich aus. Die Ent-
scheidung des AG ist ebenfalls als Ablehnung der beantragten Be-
ståtigung der Sicherstellung zur weiteren Durchsicht zu verstehen.
Diese Entscheidung ist gem. § 98 Abs. 2 i.V.m. § 110 Abs. 2 S. 2
Hs. 2 StPO mit der Beschwerde angreifbar.

2. Das AG hat die Beståtigung der vorlåufigen Sicherstellung zur
weiteren Durchsicht zu Recht abgelehnt.

Die zur weiteren Durchsicht vorlåufig sichergestellten
Gegenstånde [...] waren von der richterlichen Eingriffs-
ermåchtigung in Gestalt der Durchsuchungsanordnung v.
21.01.2016 nicht umfasst.

Der richterliche Durchsuchungsbeschl. hat im Hinblick auf
den schwerwiegenden Grundrechtseingriff eine wichtige und
unabdingbare Eingrenzungsfunktion. Er definiert Ziel und
Umfang der durchzufçhrenden Durchsuchung. Daher ist
eine etwaige, çber den Inhalt des Durchsuchungsbeschl. hi-
nausgehende Durchsuchung, mit der gezielt nach anderen als
den in ihm genannten Gegenstånden gesucht werden soll,
unzulåssig (Meyer-Goßner/Schmitt-StPO, 58. Aufl., § 108
Rn. 1 m.w.N.).

Aus dem Durchsuchungsbeschl. [...] ergibt sich eindeutig,
dass die Durchsuchung zum Auffinden eines einzigen aus-
drçcklich genannten Beweismittels, nåmlich einer halbauto-
matischen Kurzwaffe zum Verschießen von Patronenmuni-
tionen, angeordnet worden ist. Dass der Beschlusstenor
dem Antrag der StA nicht entspricht, gibt zu keiner anderen
Auslegung des Beschl. Anlass. Im Antrag der StA fehlt die
konkrete Bezeichnung von Beweismitteln. Da der Antrag
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mit einem unvollståndigen Satz endet, ist davon auszugehen,
dass die Textvorlage versehentlich nicht ausgefçllt wurde. Al-
lerdings ergibt sich aus der Antragsbegrçndung, dass die StA
den Erlass einer Durchsuchungsanordnung beantragt hat,
weil sie davon ausging, dass die Durchsuchung zur Auffin-
dung der beschriebenen Waffe fçhren wird. Andere Beweis-
mittel erwåhnt die StA in ihrer Begrçndung nicht. Eine an-
dere Auslegung des Durchsuchungsbeschl. [...] ist auch nicht
deshalb veranlasst, weil die Polizei in ihrer Anregung auf Be-
antragung eines Durchsuchungsbeschl. ausdrçcklich vorge-
schlagen hat, auch die von dem Besch. genutzten Mobiltele-
fone einzubeziehen. Dies hat in den Grçnden des staatsan-
waltschaftlichen Antrages keine Erwåhnung gefunden,
sodass das AG, fçr das der Antrag der StA entscheidend ist,
davon ausgehen konnte, dass die StA der Anregung der Po-
lizei nicht folgen wollte.

Die Gegenstånde durften auch nicht als »Zufallsfunde« zur
weiteren Durchsicht vorlåufig sichergestellt werden. Zufalls-
funde mit potentieller Beweisbedeutung dçrfen gem. § 108
StPO vorlåufig sichergestellt und einstweilen in Beschlag ge-
nommen werden. Die Vorschrift betrifft aber Zufallsfunde,
die auf Verçbung anderer Straftaten hindeuten, mithin gera-
de nicht den Ausgangstatvorwurf betreffen. Fçr Zufallsfun-
de, die ersichtlich mit dem einer Durchsuchung zugrunde
liegenden Tatvorwurf in Verbindung stehen, von der Ziel-
richtung einer Durchsuchungsanordnung aber nicht umfasst
werden, fehlt eine spezifische gesetzliche Regelung (KK-
StPO/Bruns, § 108 Rn. 7). Grundsåtzlich kænnen solche Ge-
genstånde nach §§ 94 ff. StPO beschlagnahmt werden oder
sie kænnen sichergestellt werden, wenn die Voraussetzungen
der §§ 111b ff. StPO vorliegen. Es darf aber nicht nachtråg-
lich die Eingrenzung des zu vollstreckenden Durchsuchung-
sbeschl. ausgehæhlt werden.

Des Weiteren muss es sich um einen Zufallsfund handeln,
bei dem seine Beweisbedeutung in Bezug auf den Ausgang-
statvorwurf offensichtlich ist. Nur so ist gewåhrleistet, dass
die die Durchsuchung durchfçhrenden Beamten einerseits
nicht die Augen vor beweiserheblichen Gegenstånden ver-
schließen mçssen, nur weil diese nicht in der Durchsu-
chungsanordnung aufgefçhrt worden sind, andererseits aber
auch nicht die Eingrenzungsfunktion der richterlichen
Durchsuchungsanordnung unterlaufen wird und eine fak-
tisch in erster Linie der Ausforschung dienende Sicherstel-
lung von in ihr nicht – auch nicht annåherungsweise i.S.d.
ggç. § 103 StPO geringeren Anforderungen des § 102 StPO
– erfassten Gegenstånden erfolgt (LG Berlin, Beschl. v.
15.01.2004 – 518 Qs 44/03, juris [= StV 2004, 198]).
Dies muss insbes. im Hinblick auf die heute in fast jedem
Haushalt in oft hoher Anzahl vorhandenen technischen Ge-
råte wie PCs, Laptops, Tablets und Handys gelten. Insoweit
schließt sich die Kammer der im Beschl. v. 15.01.2004 geåu-
ßerten Auffassung des LG Berlin an [...]. Diese Geråte und
Datentråger werden auch zur Speicherung von Aufzeichnun-
gen, Notizen oder åhnlichem verwendet werden. Bei jeder
Durchsuchung einer Wohnung, bei der solche Geråte vorge-
funden werden, kænnte die Hoffnung, bei Durchsicht der
technischen Geråte irgendetwas finden zu kænnen, zu deren
Sicherstellung oder Beschlagnahme fçhren, auch wenn diese
nicht im Durchsuchungsbeschl. aufgefçhrt worden sind.
Eine solche »Generalermåchtigung« ergibt sich aus den Be-

stimmungen der StPO çber Durchsuchung, Sicherstellung
und Beschlagnahme jedoch nicht .

Die genannten Voraussetzungen fçr die Bejahung eines tat-
bezogenen »Zufallsfundes« liegen hier nicht vor. Weder die
zur weiteren Durchsicht sichergestellten Handys noch die
Laptops und das Tablet weisen einen offensichtlichen Zu-
sammenhang mit dem Tatvorwurf auf. Angesichts des Um-
standes, dass bei der Auseinandersetzung, in deren Rahmen
der Besch. die Waffe gezogen haben soll, zahlreiche Personen
und darunter auch Bekannte des Besch. anwesend waren, ist
es zwar nicht ausgeschlossen, dass çber das Geschehen nach-
tråglich çber die auf Smartphones håufig installierte Kom-
munikationssoftware kommuniziert worden ist. Ebenso ist
es nicht ausgeschlossen, dass Fotos von dem Besch. mit der
Waffe oder von der Waffe auf den Handys zu finden sind, da
nach kriminalistischer Erfahrung auch eine solche Selbstdar-
stellung durchaus praktiziert wird. Da fçr die Klårung dieser
Frage aber die weitere Durchsicht notwendig wåre, besteht
der erforderliche offensichtliche Zusammenhang zum Tat-
vorwurf gerade nicht, sondern nur die nicht ganz fernliegen-
de Mæglichkeit einer Beweisbedeutung dieser Gegenstånde.
Keinerlei Zusammenhang zum Tatvorwurf erkennt die Kam-
mer im Hinblick auf die sichergestellten Laptops und das
Tablet. Da diese Gegenstånde nicht einmal von der bereits
angesprochenen Anregung der Polizei erfasst waren, er-
schließt sich nicht, warum diese dann bei der Durchsuchung
sichergestellt worden sind. [ . . . ]

Mitgeteilt von RA Attila A. Ayka�, Kiel.

Beschuldigtenbelehrung im

Zollordnungswidrigkeitenverfahren

StPO §§ 136, 163a; OWiG § 46; AO § 377; ZollVG § 31b

Wird bei einer Bargeld-/Barmittelkontrolle bei einem Ver-
stoß gegen §§ 377 AO i.V.m. § 31b ZollVG von den Kon-
trollbeamten formell ein Bußgeldverfahren eingeleitet,
findet eine Belehrung gem. § 136 StPO aber erst spåter
durch Mitarbeiter des Sachgebietes Fahndung statt, un-
terliegen zuvor erfolgte Aussagen des Beschuldigten ge-
gençber den Zollbeamten einem Beweisverwertungsver-
bot.

LG Hamburg, Beschl. v. 23.10.2015 – 601 Qs 20/15

Mitgeteilt von RA Ole-Steffen Lucke, Hamburg.

Anm. d. Red.: Zu zollrechtlichen Mitwirkungspflichten und
Selbstbelastungsfreiheit s. OLG Dçsseldorf StV 2014, 270 m. Anm.
Bæse.

Beweisverwertungsverbot nach

rechtswidriger Durchsuchung

StPO § 102; BWPolG §§ 26 Abs. 1, 30 Nr. 4; BtMG § 29 Abs. 1

Nr. 1

Zu den Voraussetzungen einer Durchsuchung von Gegen-
stånden an einem angeblichen Kriminalitåtsschwerpunkt
(gefåhrlicher Ort i.S.d. § 26 Abs. 1 Nr. 2 BWPolG); Beweis-
verwertungsverbot trotz Einwilligung des Betroffenen.

AG Kehl, 29.04.2016 – 2 Cs 303 Js 19062/15
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